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Anlage 12 zur GRDrs 772/2011
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	530 0202
532260000

	Gesundheitsamt
	EG 5
	Mitarbeiter/in
	0,30
	--
	--


1
Antrag, Stellenausstattung
0,3 Stelle für eine/n Mitarbeiter/in (EG 5) im Sachgebiet Infektionsschutz für Erstbelehrungen nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG)
2
Schaffungskriterien

Erhebliche Arbeitsvermehrung, die durch andere Maßnahmen nicht mehr aufgefangen werden kann, sowie Refinanzierungsmöglichkeit. 
Kostenneutral durch entsprechende Gebührenerhöhung.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Personen, die erstmalig gewerbsmäßig mit Lebensmitteln umgehen, bedürfen u. a. einer Bescheinigung des Gesundheitsamtes, dass sie über ihre Tätigkeitsverbote und Verpflichtungen mündlich und schriftlich vom Gesundheitsamt oder einen durch das Gesundheitsamt beauftragten Arzt belehrt worden sind.  

Die Anzahl der Erstbelehrungen nach § 43 IfSG ist in den letzten Jahren gestiegen; eine weitere Zunahme ist seit September 2010 zu erwarten.

Übersicht:
	Jahr
	2005
	2006
	2007
	2008
	2009
	2010

	Anzahl Belehrungen
	2.701
	3.149
	3.451
	3.676
	3.985
	4.485


Die Erstbelehrung ist grundsätzlich eine gesetzliche Aufgabe des Gesundheitsamtes. Es besteht die Möglichkeit, andere Stellen mit der Durchführung der Erstbelehrung zu beauftragen. Dies war u. a. bei Beschäftigten der Stadt Stuttgart und des Klinikums (z. B. Küchenpersonal, Personal in den Kitas etc.) der Fall, da sie vom Arbeitsmedizinischen Dienst der Stadt belehrt wurden. Seit September 2010 wird diese Aufgabe nicht mehr von AK/AM übernommen. Es fallen die üblichen Gebühren an, die intern verrechnet werden.
Die Aufgabe wird über Gebühren refinanziert. Sämtliche in diesem Zusammenhang entstehende Aufwendungen fließen in die Kalkulation ein. Die Schaffung der 0,3 Stelle kann komplett darin berücksichtigt werden, so dass sich eine 100 % Kostenneutralität ergibt. 
Um ehrenamtlich Tätige bei der Ausübung ihres Ehrenamtes zu unterstützen, verzichtet das Gesundheitsamt bei den Belehrungen für diese Personengruppe auf die Gebühr. 

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Assistenzaufgaben werden bisher von zwei Mitarbeiterinnen anteilig mit insgesamt 95 % einer Vollkraftstelle erledigt. Darunter fallen hauptsächlich: Telefonische Anmeldung, Beratung, Terminvergabe, Rechnungserstellung, Kasse, Belehrungszeugnis, Betreuung der Klient/innen am Belehrungstag. Eine Steigerung der Fallzahl wirkt sich direkt auf deren Arbeit aus (die Belehrungen selbst werden durch Ärztinnen/Ärzte, Gesundheitsaufseher/innen oder die Krankenschwester in Veranstaltungen mit größeren Gruppen durchgeführt). 
Die Bürger/innen benötigen das Belehrungszeugnis vor Aufnahme ihrer gewerblichen Tätigkeit. Wegen der Fallzahlensteigerung kommt es zu Wartezeiten. Die Aufgabe kann nicht von anderen Mitarbeiter/innen aufgefangen werden, da beim Gesundheitsamt im Assistenzbereich seit 2003 allein wegen Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen über 16 Stellen gestrichen werden mussten (Umorganisationen, Auslagerungen nicht eingerechnet).
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die betroffenen Bürger/innen können wegen der Wartezeiten ihre Arbeit nicht rechtzeitig aufnehmen, haben Einkommenseinbußen bzw. verlieren ihren Arbeitsplatz oder können ihren neu gewonnenen Arbeitsplatz wegen fehlender Voraussetzungen nicht antreten. Des Weiteren ist mit zunehmenden Beschwerden aus der Bevölkerung und möglicherweise auch juristischen Schritten zu rechnen, da das Gesundheitsamt eine ihm zugewiesene Aufgabe nicht erledigen kann.
4
Stellenvermerke

keine
